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BEKANNTMACHUNGEN

ALLGEMEINVERFÜGUNG DER STADT 
KREFELD ZU SCHLIESSUNG DER SCHULI-
SCHEN GEMEINSCHAFTSEINRICHTUNGEN 
ZUR BEKÄMPFUNG VON ÜBERTRAGBAREN 
KRANKHEITEN NACH DEM GESETZ ZUR 
VERHÜTUNG UND BEKÄMPFUNG VON 
INFEKTIONSKRANKHEITEN BEIM MENSCHEN 
(INFEKTIONSSCHUTZGESETZ – IFSG)

Nach §§ 28 Abs. 1und 33 Nr. 3 des Gesetzes zur Verhütung und 
Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infek-
tionsschutzgesetz - IfSG) vom 20. Juli 2000 (Bundesgesetzblatt 
I - BGBl. I - Seite 1045) in Verbindung mit § 35 Satz 2 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. 
November 1999 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Nordrhein-Westfalen - GV.NRW. - Seite 602)  und §§ 2 und 3 der 
Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Infekti-
onsschutzgesetz - ZVO-IfSG - vom 28. November 2000 (GV. NRW. 
S. 482)  in den zurzeit geltenden Fassungen erlässt der Oberbür-
germeister der Stadt Krefeld nachstehende

 Allgemeinverfügung.

Die Allgemeinverfügung vom 17.03.2020 (Krefelder Amtsblatt Nr. 
11a vom 17.03.2020 Seite 76 ff.) wird aufgehoben.

Auf Weisung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Sozia-
les des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS NRW) wird angeord-
net:

1. Mit sofortiger Wirkung sind alle Schulen in Nordrhein-West-
falen als Gemeinschaftseinrichtungen gem. § 33 Abs. 3 
IfSG zunächst bis zum 19.04.2020 zu schließen. Schulen im 
Sinne dieser Weisung sind alle öffentliche Schulen, Ersatz-
schulen und Ergänzungsschulen im Sinne des Schulgesetzes 
(SchulG). 

2. Ausnahmen von dem vorgenannten Verbot sind nach folgen-
den Maßgaben möglich:

 a) Zur Sicherstellung einer Übergangszeit, die es den betrof-
fenen Personenberechtigten ermöglicht, sich auf Folgen 
der Schließungen unter Nr. 1. genannten Gemeinschaft-
seinrichtungen einzustellen, sind für den Zeitraum vom 

16.03.2020 bis zum Ablauf den 17.03.2020 Nutzungen 
zu Betreuungszwecken zulässig. Ein Schulbesuch an den 
beiden Tagen ist damit möglich, wenn die Personensorge-
berechtigten dies so entscheiden. Außerdem sind Dienst-
besprechungen der an der jeweiligen Schule tätigen Lehr-
kräfte zulässig.

 b) Für den Zeitraum vom 18.03.2020 bis zunächst zum Ab-
lauf des 03.04.2020 (letzter Schultag vor den Osterferien) 
sind von der Schließung der o. g. Gemeinschaftseinrich-
tungen ausgenommen:

  aa) Betreuungsbedürftige Schülerinnen und Schüler – in 
der Regel der Jahrgangsstufen 1 bis 6 – als Kinder von 
unentbehrlichen Schlüsselpersonen, für die eine vor-Ort-
Betreuung in den Schulräumlichkeiten zu den üblichen 
Unterrichtszeiten und den Zeiten einer Betreuung im offe-
nen Ganztag (OGS) sichergestellt werden muss, sofern ei-
ne private Betreuung insbesondere durch Familienange-
hörige oder die Ermöglichung flexibler Arbeitszeiten oder 
Arbeitsgestaltung (bspw. Homeoffice) nicht gewährleistet 
werden kann, sowie

  bb) die zur Wahrnehmung der vorgenannten Betreuungs-
aufgabe erforderlichen Lehrkräfte und sonstigen Kräfte, 
ferner Lehrkräfte der jeweiligen Schule zur Wahrnehmung 
dringend erforderlichen Dienstgeschäfte (Abnahme von 
Prüfungen, Teilnahme an Konferenzen). 

 Schlüsselpersonen im Sinne von Buchstabe aa) sind Ange-
hörige von Berufsgruppen, deren Tätigkeiten der Aufrechter-
haltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sowie der 
medizinischen und pflegerischen Versorgung der Bevölke-
rung und der Aufrechterhaltung zentraler Funktionen des öf-
fentlichen Lebens dient. 

       Dazu zählen insbesondere:

 Alle Einrichtungen, die der Aufrechterhaltung der Gesund-
heitsversorgung und der Pflege sowie der Behindertenhilfe, 
Kinder- und Jugendhilfe, der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung einschließlich der nichtpolizeilichen Gefahrenabwehr 
(Feuerwehr, Rettungsdienst und Katastrophenschutz), der 
Sicherstellung der öffentlichen Infrastrukturen (Telekommu-
nikationsdienste, Energie, Wasser, ÖPNV, Entsorgung), der 
Lebensmittelversorgung und der Handlungsfähigkeit zentra-
ler Stellen von Staat, Justiz und Verwaltung dienen.

3. Die Notwendigkeit einer außerordentlichen schulischen Be-
treuung von Kindern der vorgenannten Personengruppen ist 
durch schriftliche Bestätigung des jeweiligen Arbeitgebers 
oder Dienstvorgesetzten gegenüber der Schulleitung nachzu-
weisen.

4. Die Allgemeinverfügung wird nach § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG 
NRW öffentlich bekannt gemacht. Sie wird am Tag nach der 
Bekanntmachung im Krefelder Amtsblatt wirksam. 

Hinweise
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Die Verfügung ist sofort vollziehbar. Eine Klage hat nach § 28 
Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG keine aufschiebende 
Wirkung. Die Verfügung kann beim Fachbereich Sicherheit und 
Ordnung der Stadt Krefeld, Am Hauptbahnhof 5, 47798 Krefeld, 
Raum 412, während der Öffnungszeiten eingesehen werden.

Begründung:

A. Allgemein

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit 
weltweit verbreitet. Auch in Deutschland und insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen.

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in 
den vergangenen Tagen und der weiterhin dynamischen Entwick-
lung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, weitere kon-
taktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung - insbesondere 
Verzögerung - der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infekti-
onsketten zu unterbrechen.

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg van SARS-CoV-2 
(Tröpfchen) z.B. durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte 
oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu 
Übertragungen von Mensch zu Mensch kommen. 

Zu den erforderlichen kontaktreduzierenden Maßnahmen gehört 
daher auch eine Beschränkung der Ausbreitung in besonders 
relevanten Einrichtungen wie Schulen, wo viele Menschen auf 
engem Raum in Kontakt miteinander treten, auf der Grundlage 
von § 28 IfSG. 

Rechtsgrundlage für die zu treffenden Maßnahmen nach Ziffer 1 
der Allgemeinverfügung ist § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG.

B. Im Besonderen

Zu Ziffer 1:

In Schulen kommt es im Klassenverband und bei schulinternen 
Veranstaltungen zu zahlreichen Kontakten zwischen Schülerin-
nen und Schülern sowie dem Lehr- und Aufsichtspersonal. Nach 
bisherigen Erkenntnissen erkranken Kinder zwar nicht schwer 
an COVID-19. Sie können jedoch ebenso wie Erwachsene, ohne 
Symptome zu zeigen, Überträger des SARS-CoV-2 sein. Kinder 
und Jugendliche sind zugleich besonders schutzbedürftig. Dabei 
ist die Übertragungsgefahr bei Kindern besonders hoch, da kind-
liches Verhalten, unter anderem in Unterrichtspausen sowie der 
Nachmittagsbetreuung, regelmäßig einen spontanen engen kör-
perlichen Kontakt der Kinder untereinander mit sich bringt. Das 
Einhalten disziplinierter Hygieneketten ist zudem abhängig vom 
Alter und der Möglichkeit zur Übernahme von (Eigen-) Verantwor-
tung und bedarf daher bei Kindern noch eine entwicklungsange-
messene Unterstützung durch Erwachsene 

Diese Unterstützung kann in Schulen mit einer Vielzahl an be-
treuten Kindern seitens der Lehr- und Aufsichtspersonen nicht 
immer ununterbrochen sichergestellt werden. Damit steigt die 
Gefahr, dass sich Infektionen innerhalb der Einrichtung verbrei-
ten und diese nach Hause in die Familien getragen werden. Aus 
diesen Gründen ist nach Abwägung aller Umstände eine allge-
meingültige Anordnung erforderlich, um die Verbreitung der In-
fektion durch Schülerinnen und Schüler zu verhindern.

Zu Ziffer 2.

Die öffentliche Sicherheit und Ordnung sowie die medizinische 
und pflegerische Versorgung der Bevölkerung muss unter Be-
rücksichtigung der Einstellung des Schulbetriebes aufrechter-

halten werden. Dazu sind Maßnahmen zu ergreifen, die geeignet 
sind, die Arbeitsfähigkeit der genannten Personengruppen nicht 
aufgrund des Betreuungsbedarfs ihrer Kinder zu beeinträchtigen. 
Zu den Unterrichts- und Betreuungszeiten ist daher eine Beauf-
sichtigung und Betreuung im Schulgebäude für betreuungsbe-
dürftige Kinder von unentbehrlichen Schlüsselpersonen sicher-
zustellen. Der Nachweis der Unentbehrlichkeit ist erforderlich, 
um die Zahl der zu betreuenden Kinder so gering wie möglich 
zu halten, damit einer weiteren Verbreitung von SARS-CoV-2 ent-
gegengewirkt werden kann. Andernfalls wäre die Maßnahme der 
Schulschließung nicht effektiv. Wenn sich zugleich Schülerinnen 
und Schüler in unveränderter Anzahl dort zu Betreuungszwecken 
aufhalten würden.

Zu Ziffer 3:

Die schriftliche Bestätigung des Arbeitgebers dient dem Nach-
weis des Betreuungsbedarfs

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, 
Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.

Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Do-
kumentes an die elektronische Poststelle des Gerichtes erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur der verantwortenden Stelle versehen 
sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf ei-
nem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a) Absatz 4 VwGO 
eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung 
geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich 
nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. 
I S. 3803).

Krefeld den 20. März 2020
Der Oberbürgermeister
in Vertretung
Cyprian

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.de.

KONTAKTREDUZIERENDE MASSNAHMEN 
ZUR BEGRENZUNG DER AUSBREITUNG DES 
CORONAVIRUS
Nach § 28 Abs. 1 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung 
von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutz-
gesetz - IfSG) vom 20. Juli 2000 (Bundesgesetzblatt I - BGBl. I 
- Seite 1045) in Verbindung mit § 35 Satz 2 des Verwaltungsver-
fahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 1999 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen 
- GV.NRW. - Seite 602) in den zurzeit geltenden Fassungen erlässt 
der Oberbürgermeister der Stadt Krefeld nachstehende
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  gehalten wird. Die Auslieferung von Speisen ist jederzeit 

zulässig.

 •  Alle Messen, Ausstellungen, Freizeit- und Tierparks und 
Anbieter von Freizeitaktivitäten (drinnen und draußen), 
Spezialmärkte und ähnliche Einrichtungen

 • Alle Fitness-Studios, Schwimmbäder und sogenannte 
„Spaßbäder“, Saunen und ähnliche Einrichtungen

 • Spiel- und Bolzplätze

 • Alle Angebote in Volkshochschulen, in Musikschulen, in 
sonstigen öffentlichen und privaten außerschulischen 
Bildungseinrichtungen

 • Reisebusreisen

 • Jeglicher Sportbetrieb auf und in allen öffentlichen und 
privaten Sportanlagen sowie alle Zusammenkünfte in 
Sportvereinen, sonstigen Sport- und Freizeiteinrichtun-
gen

 • Spielhallen, Spielbanken, Wettbüros und ähnliche Ein-
richtungen

 • Gleiches gilt für Prostitutionsstätten, Bordelle und ähnli-
che Einrichtungen sowie die Ausübung der Prostitution im 
Übrigen

4. Der Zugang zu Angeboten der nachstehenden Einrichtungen 
ist zu beschränken und nur unter strengen Auflagen sowohl 
für den Innen- als auch den Außenbereich (Besucherregistrie-
rung mit Kontaktdaten, Reglementierung der Besucherzahl, 
Vorgaben für Mindestabstände zwischen Tischen von 2 Me-
tern, Hygienemaßnahmen, Aushänge mit Hinweisen zur rich-
tigen Hygienemaßnahmen etc.) zu gestatten:

 a) Bibliotheken außer Bibliotheken an Hochschulen und

 b) Mensen sowie Hotels für die Bewirtung von 
  Übernachtungsgästen

5. Alle anderen Verkaufsstellen des Einzelhandels sind zu 
schließen. NICHT zu schließen ist der Einzelhandel für Lebens-
mittel, Wochenmärkte, Abhol- und Lieferdienste, Getränke-
märkte, Apotheken, Sanitätshäuser, Drogerien, Tankstellen, 
Banken und Sparkassen, PoststeIlen, Frisöre, Reinigungen, 
Waschsalons, der Zeitungsverkauf, Bau-, Gartenbau- und 
Tierbedarfsmärkte und der Großhandel. Dienstleister und 
Handwerker können ihrer Tätigkeit weiterhin nachgehen.

6 .Der Zugang zu Einkaufszentren, „shopping-malls“ oder „fac-
tory outlets“ und vergleichbaren Einrichtungen ist nur gestat-
tet, wenn sich dort nicht zu schließende Einrichtungen nach 
Nummer 5 Satz 1 befinden, und nur zu dem Zweck, diese Ein-
richtungen aufzusuchen.

7. Geschäften des Einzelhandels für Lebensmittel, Wochen-
märkte, Abhol- und Lieferdiensten, Apotheken sowie Ge-
schäften des Großhandels ist auch die Öffnung an Sonn- und 
Feiertagen von 13 bis 18 Uhr gestattet; dies gilt nicht für Kar-
freitag, Ostersonntag und Ostermontag.

8. Sämtliche Verkaufsstellen im Sinne des Ladenöffnungsgeset-
zes haben die erforderlichen Maßnahmen zur Hygiene, zur 
Steuerung des Zutritts und zur Vermeidung von Warteschlan-
gen zu treffen.

 Allgemeinverfügung.

Die Allgemeinverfügung vom 18.03.2020 (Krefelder Amtsblatt Nr. 
11b vom 18.03.2020 Seite 83 f.) wird aufgehoben.

Auf Weisung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Sozi-
ales des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS NRW) vom 15. und 
17.03.2020 wird bis zum 19.04.2020 angeordnet:

1. Reiserückkehrern aus Risikogebieten nach RKI-Klassifizie-
rung ist es für den Zeitraum von 14 Tagen nach Aufenthalt 
verboten, folgende Bereiche zu betreten:

 a) Gemeinschaftseinrichtungen (Kindertageseinrichtungen, 
Kindertagespflegestellen, Heilpädagogische Kindertages-
einrichtungen, „Kinderbetreuung in besonderen Fällen“, 
Schulen und Heime, in denen überwiegend minderjährige 
Personen betreut werden) sowie betriebserlaubte Einrich-
tungen nach § 45 SGB VIII (stationäre Erziehungshilfe)

      b) Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtun-
gen, in denen eine den Krankenhäusern vergleichbare 
medizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen, 
Tageskliniken

 c) stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliede-
rungshilfe, besondere Wohnformen des SGB IX sowie 
ähnliche Einrichtungen

 d)   Berufsschulen

 e)   Hochschulen

2. Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen 
sowie für stationäre Einrichtungen der Pflege und der Einglie-
derungshilfe, besondere Wohnformen im Sinne des SGB IX 
sowie ähnliche Einrichtungen haben

 • Maßnahmen zu ergreifen, um den Eintrag von Corona-
Viren zu erschweren, Patienten und Personal zu schützen 
und persönliche Schutzausrüstung einzusparen.

 • Besuchsverbote oder restriktive Einschränkungen der Be-
suche auszusprechen; maximal ist aber ein registrierter 
Besucher pro Bewohner/ Patient pro Tag mit Schutzmaß-
nahmen und mit Hygieneunterweisung zuzulassen. Aus-
genommen davon sind medizinisch oder ethischsozial 
angezeigte Besuche (z. B. Kinderstationen, Palliativpati-
enten).

 • Kantinen, Cafeterien oder andere der Öffentlichkeit zu-
gängliche Einrichtungen für Patienten und Besucher zu 
schließen.

 • sämtliche öffentlichen Veranstaltungen wie Vorträge, Le-
sungen, Informationsveranstaltungen etc. zu unterlassen.

3. Folgende Einrichtungen, Begegnungsstätten und Angebote 
sind zu schließen beziehungsweise einzustellen:

 • Alle Restaurants, Speisegaststätten, Kneipen, Cafés, Bars, 
Clubs, Diskotheken, Theater, Opern- und Konzerthäuser, 
Kinos, Museen und ähnliche Einrichtungen unabhängig 
von der jeweiligen Trägerschaft oder von Eigentumsver-
hältnissen. Die Abgabe von Speisen zum Mitnehmen ist 
dann zulässig, wenn ein Sicherheitsabstand zwischen an-
wesenden Personen von mindestens zwei Metern ein
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Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Do-
kumentes an die elektronische Poststelle des Gerichtes erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur der verantwortenden Stelle versehen 
sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf ei-
nem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a) Absatz 4 VwGO 
eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung 
geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich 
nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedin-gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und 
über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24.11.2017 (BGBl. 
I S. 3803).

Krefeld, den 20. März 2020
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Cyprian

Hinweis zur Rechtsbehelfsbelehrung

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite 
www.justiz.de.
   

9. Übernachtungsangebote zu touristischen Zwecken sind un-
tersagt.

10. Veranstaltungen sind grundsätzlich untersagt. Das schließt 
grundsätzlich auch Verbote für Versammlungen unter freiem 
Himmel wie Demonstrationen ein, die nach Durchführung 
einer individuellen Verhältnismäßigkeitsprüfung zugelassen 
werden können. Ausgenommen sind Veranstaltungen, die 
der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung oder der Daseinsfür- und -vorsorge zu dienen bestimmt 
sind oder der Versorgung der Bevölkerung dienen (z.B. Wo-
chenmärkte).

Auch Versammlungen zur Religionsausübung unterbleiben. Kir-
chen, Islam-Verbände und jüdische Verbände haben entspre-
chende Erklärungen abgegeben.

11. Die Allgemeinverfügung wird nach § 41 Abs. 3 und 4 VwVfG 
NRW öffentlich bekannt gemacht. Sie wird am Tag nach der 
Bekanntmachung im Krefelder Amtsblatt wirksam 

Hinweise

Die Verfügung ist sofort vollziehbar. Eine Klage hat nach § 28 
Abs. 3 in Verbindung mit § 16 Abs. 8 IfSG keine aufschiebende 
Wirkung. Die Verfügung kann beim Fachbereich Sicherheit und 
Ordnung der Stadt Krefeld, Am Hauptbahnhof 5, 47798 Krefeld, 
Raum 412, während der Öffnungszeiten eingesehen werden.

Begründung

Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit 
weltweit verbreitet. Auch in Deutschland und insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahlreiche Infektionen.

Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in 
den vergangenen Tagen und der weiterhin dynamischen Entwick-
lung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es erforderlich, weitere - über 
die in den bislang ergangenen Erlassen enthaltenen hinausge-
hende - kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung 
der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu 
unterbrechen. Die Maßnahmen sind geeignet, zu einer weiteren 
Verzögerung der Infektionsdynamik beizutragen und daher erfor-
derlich. 

Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 
(Tröpfchen) z. B. durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte 
oder auch asymptomatisch infizierte Personen kann es leicht zu 
Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, 
Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.

Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erheben.

„Krefelder Amtsblatt“ 

Für den Inhalt verantwortlich: Der Oberbürgermeister der Stadt Krefeld, Presse und Kommunikation, Rathaus, Tel. 86 14 02. Das Amtsblatt wird kostenlos 
abgegeben und ist in den Rathäusern Krefeld, Fischeln, Hüls und Uerdingen einzusehen. Das Krefelder Amtsblatt stellen wir allen Interessierten jeweils 
am Erscheinungstag (in der Regel wöchentlich donnerstags) im Internet auch  kostenlos als PDF-Datei zur Verfügung. Es ist unter www.krefeld.de/amtsblatt 
zu finden. Dort kann man auch einen E-Mail Newsletter abonnieren, der über das Erscheinen eines neuen Amtsblattes informiert. Bei Postbezug beträgt 
das Bezugsgeld (einschl. Porto) jährlich 84,60 Euro. Bestellung an: Stadt Krefeld, 13 - Presse und Kommunikation, Von-der-Leyen-Platz 1, 47798 Krefeld.


